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Klägers und Revisionsklägers,

gegen
..9.0......OOOOOIUCJOIOOOOI......DOIOIIQIIOO'...vo

Beklagten und Revisionsbeklagten‚

hat der 44° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 46„ März 1962,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z " und

Bundesrichter S o n n_e n b e r @
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter W i r s c h i n g und

Bundessozialrichterin F r o s c h
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württem—

berg vom 16° März 1959 wird aufgehoben; die Beru—

fung des Beklagten gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Karlsruhe vom 5‚ Januar 1956 wird zurück—

gewiesen° '

‘ Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten zu erstatten°

Von Rechts wegen°
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'Der Kläger, geboren 1917, leistete von
April 1957 bis Oktober 1945 Wehrdienst; er befand sich

von 1941 bis Frühjahr 1945 in Afrika und erkrankte dort
angeblich wiederholt an Malaria. Am6° März 1950 beentrag—'

te er Versorguthllr° med° Iää=u=eséa Facharzt für innere
Medizin, kam in seinem Gutachten vom 23. September 1950

zu demErgebnis, daß der Kläger an einer chronischen
Malaria léideo‚DurCh Bescheidvom17° Oktober1950er—
kannte die damals'zuständigeiLandesversicherungsan3talt.
Baden- KB—Abteiluhg—eine "chronische Malaria" als

,
Leistungsgrund nach dem(Württemberg—badischen)Gesetz
über Leistungen an Körperbesbhädigte (KBLG) an und ge—
währte dem Kläger ab 1° März 1950 Rente naeh einer Min—i '

derung der Erwerb3fähigkeit (MdE) um 40 v H Durch Be— '
scheid des Versorgungsamts (VersorgA) Karlsruhe vom

15 Juli 1952 wurde demKläger ohne ärztliche Nachunter—i
suchung wie bisher wegen “ehr cni30her Malaria" unter
Übernahme des bisherigen Grades der MdB Rente nach dem
Bündesversorgungsgesetz (BVG) gewährt (Umanerkennung)

Bei der Nachuntersuchung am 15° Mai 1953 vertrat Dr med°

éze=rez——die Auffassung, es Sei äußerst unwahrscheinlich,
‚daß die fieberhaften Anfälle, die beim Kläger häufig —
adftreten, noch mit einer Malaria während‘des Wehrdienste3_

zusammenhingen, da die Malaria im allgemeinen nach zwei f„

bis drei-Jahren'ausheile; Als wehrdienstbedingte Gesund—".

‘heitsstörnngrbestehe beim Kläger lediglich ein bisher

übersehenér Innenbandschaden am linken Kniegelenk, der.
eine MdBvon 50 v.H;‘bedinge„ Das_VersorgAKarlsruhe
stellte daraufhin nach 5 86 Abs° 5 BVGdurch Bescheid
Vom 24° Juli 1953 die versorgungsbezüge des Klägers ab
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1„ September 4955 neu fest und geWährte dem Kläger wegen

'“Inncnbands °chaden mit sekundären.arthrotischen Veränderungen

im Bereich des linken Khiegelenks" nur noch Rente nach einer
MdB um 50„v H In dem Bescheid heißt es, daß eine Malaria

'1‚ nicht mehr vo liege. Der Kläger legte Berufung ein, die Be—

..rufung-ging als Klage auf das Sozialgericht (SG) Karlsruhe über.
Der Kläger begehrte, weiterhin Malaria als Schädigungsfolge
festzustellen und Rente nach einer MdE um -40 v. H. zu gewähren°

Das SG holt e ein Gutachten des Tropen-Genesungsheims Tübingen

(Dr° RfitL:FFÄZZÖ und des Obermedizinalrat.s a. D. Dr. 3é:=;==:f:=—
ein; beide Gutachter kamen zu dem Ergebnis, daß zeichen eincr_ '

Malariainféktion beim Kläger nicht vorlägen und aueh ein Zu—
sammenhang der Fieberattack en des Klägers mit einer Malaria-

infektion in Afrika ausgeschlossen sei. Dr° S=37?Frääs=ochat„

te in seinem Gutachten vom 14‚ Oktober 4955 die Gesamt—MdEauf
40 v H° und führte noch aus, nach den Erfa.hrungen in ähnlichen

Lällen handle es sich bei Fieberanfällen, wie der Kläger sie

schildere, fast immer umhäufig rückfälligc Infektioneherdé,
lie in den Landeln, in der Gallenblase, Prostata oder auch in
Blase oder Nierenhecken ihren Sitz haben° Durch Bescheid vom.

2„ Januar 1956 hob das VersorgA Karlsruhe nach 5‚44 des Geset-Ü"
zes über das Verwaltungsverfahren der Krieropfertereorgung

(VeerG) die Bescheidevom17.‚Oktober4950und5° Juli 1952
unter Hinweis auf das Gutachten des Tropen--Genesungsheims Tüa
‚hingen vom 12° Mai 1954 auf, da die Malaria zweifelsfrei zu

Unrecht als leiStungsgrund im Sinne des KBLG bzw° als Schädi—

gungéfolgc im Sinne des BVGanerkannt werden sei. Auf die Rück—
''fordcrung der zu Unrecht gezahlten Versorgungsbezüge wurde rv “

verzichtetngas SG Karlsruhe hob durch Urteil yon 5° Januar 1956
ie Bescheide des Beklagten vom 24, Juli 4953 und 2. Januar 1956

auf und verurteilte den Beklagten, chronische Malaria auch wei—

‘terhin als Schädigun€sfolge anzuerkennen und über den 4. Sep—

\
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tember'495} hinaus die Rente nach einer MdEum 40 v„H.
weitere uzahleno 3.1" ' '

:_\
Auf die

Berufung
des

Beklagten änderte das Landes sozialge— .

richt (LSG) Baden—Württemberg das Urteil des SG durch .

Urteil vom46„ März4959ab; der Bescheidvom24, Juli 1953
wurde nur insoweit aufgehoben, als darin die Rente ah

4„—September 1955 nur nach einer MdB um 30 V.H. bewilligt

war, der Bescheid vom 20 Januar 1956 wurde nur inseneit

aufgehoben, als die frühere Bewilligung einer Rente nach

einer KdE um 40 v H° zurückgenommen werden war; im übrigen

wies das LSG die Berufung zurück Es führte aus, der "Be—

richtigungsbcscheid" vom 2. Januar 4956 enthalte
— neben

dem Verzicht auf die Rückforderung — zwei selbständig

nebeneinanderstehende "Entscheidungen", eine "Entscheidung?

über die Bewilligung einer Rente und eine‚■Entscheidung",

die die Anerkennung von Schädigungsfolgen in den Beschci—
:den vom16, Oktober 1950und 5 Juli 4952betreffe‚ Seweit°„

durch den Bescheid vom2. Januar 1956 die "Anerkernung" —Ü"

von Malaria als Schädigungsfolge "berichtigt" werden sei,
__

sei der Bescheid rechtmäßig; nach den vom SG eingehalten

Gutachten sei es ausgeschlossen, daß es sich bei den Fieber—

anfällen im Jahre 4950 und später um eine Maler in gehen—

delt habe, hierfür bestehe nicht einmal eine f rnlidgende

Möglichkeit. Damit seien insoueit die Voraussetzungen des
S 44 VeerG erfüllt. Rechtswidrig sei dagegen die Rück-
nahme der Bescheidé, soweit sie die Bewilligung von Rente

betreffen° Zwar„beruhe die Bewilligung der Rente nach

'einer MdB um 40 v H auf der zweifelsfrei 1ehle1haf ten
'Annahxne, daß eine Malaria vo1liege; es sei aber durchaus

möglich, daß die ständigen Fieberanfälle, die bis in die '
Wehrdienstzeit des Klägers zurückreichen, auf andere Weis

mit wehrdienstlichen Schädigungen ursächlich Zusammen—

.
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hängen, die Gutachter.hätten dies nicht ausschließen und eine

positive Diagnose nicht stellen können. Es stehe somit nicht
außer Zweifel, daß die Bewilligung der Rente rechtlich unrioh—

tig sei, insoweit hätten daher die Bescheide von 47° Oktober
4950 und vom_5° Juli 4952 nicht zurückgenommen werden dürfen,

Auch der Bescheid vom 24„‘Juli'4953 sei insoweit rechtmäßig,
als festgestellt werden sei, daß eine Malaria nicht mehr vor—
liege, er sei aber rechtswid ig, soweit di.e Rente ermäßigt

werden sei; die Rente sei in den früheren Beseheiden eindeutig

wegen der Fieberanfälle bewilligt werden, an diesen Fieberan—

i"illen leide _der Kläger unverändert weiter, über den Zusammen—

hanng dies er Fieberanfälle mit dem WehdienSt sei zugunsten des

Klägers entschieden, die Ver sorgungsbehörce habe die Rente

nicht nach 5 86 Abs" 3 BVG auf Grund einer anderen Diagnose

ermäßigen dürfen,

Das LSG ließ die Revision zu°

Das Urteil wurde
dem

Kläger
am

24 März 4959 zuge_stellto

Am20„
April

4959 legte er
Revision ein

und be5nééagte,'

das Urteil des LSG Baden—Württemberg vom 460 März
. 4959 insoweit aufzuheben, als es auf die Berufung

des Beklagten die Klage abgewiesen hat, und den

_B_eklagten zu verurteilen, auch über den 4 Septem—
iber 4955 hinaus "chronische Malaria" _als Schädigunge—

folg_e anzuerkennen und zu oerén_ten° '

Er
begründete

die Revision — nach
Verlängerung

der Revisions—
begründungsfrist bis zum.24. Juni 4959

- am 8„ Juni 4959!

Das LSGhabe 5 44 VeWVG und. 5 86 Abs, 5 BVGnicht richtig
angewandt; das LSG habe auch

gegen 9 428 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) verstoßen, nach den vom SG eingehalten Gutach—

ten sei es nicht ausgeschlossen, daß beim Kläger 4950 eine

l-6-_‘
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-‚-..: .: » _u.‚.»i-kx? --„_„‚_.> „IMalarie Vorgelegen habe, das LSGhabe diese Feststellung
auch nicht begründet und sich nicht mit der gegenteil igen

Mfassung von Dr° ■=€?t:===ln dem ersten Gutachten aus—
"einandergesetzt; da Ursache und Genesis der Fieber anfälle

’ nicht mit hinreichender Sicherheit positiv bee timnbar sei-

en9 habe das LSG die Bescheide, durch die die chronische

Malaria als Schädigungsfolge anerkannt werden sei, nicht

als rechtswidrig ansehen dürfen. Ds diese Bescheide durch‘

den Bescheid
vom 2. Januar 1956‚zu Unrecht rückwirkend

_
aufgehobenwordenseien, sei auchder auf %86 Abs. 3 BVG
gestützte Bescheid vom24. Juli 1955 irescwéit rechtswidrig,
als er die Schad13ungs1olge "chronische Male rin" nicht mehr
enthalteo„' " * ' '” t

Der.Beklagte beantragte}

‚die Revision Zurückzuweisen‚

Die Revision ist zul
15918 (55 162 Abs. 1

Nr.
1,164 SSG); 3

sie ist im Wesentlichen auch begründet° ' ‘ "

In den
Bescheiden

vom
17 Oktober

1950 und vom 5. Juli 1952_

hat der Beklagte als Schädigungsfolge eine "chronische ”

Malaria" festgestellt (anerkannt) und dem Kläger wegen
_dieses Leidens Rente nach einer MdE um 40 v. H. bewilligt;
_in dem Bescheid vom 24„ Juli 1955 ist als Schädigungsfolgc ”

"Innenbendschade■’mit sekundären erthrotischen Veränderun— '

gen im Bereiéh des linken Kniegelenks" festgestellt und V“
*Wegen dieses Leidens vom 1. September 1955 an Rente nach

einer MdE nm 50 v. H. gewährt werden; der _K1ägerAhat diesen,

escheid insoweit angefochten, als darin die Maler ia nicht

mehr als Schädigungsfolge festgestellt, der th Grad fur
_

..‘7-
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seinen Leidenszustand herabgesetzt und die Rente ermäßigt

-wordcn ist° In dem Bescheid vom 2. Januar 1956 hat der Be—]

klagte mit Zustimmung des Landesversorgungsamts (LVersorgA)
die Bescheide vom 17. Oktober 1950 und vom 5. Juli 1952 zu—
rückgenommen, weil er der Meinung ist, es stehe außer Zwei—

fel, daß der Kläger nie eine "chronische Malaria" gehabt
hebe‚ diese Bescheide seien deshalb im Zeitpunkt ihres Er—*
lattes tatsächlich und rechtlich unrichtig gewesen (% 41

_ Abs. 1 VernVG). Da der Beklagte auch Schon in den Bescheid

v0m24. Juli 1955 die chronische Malaria nicht mehr als
„SchädigungSi‘olgefestgestellt hat},kommtes für die Recht-

mäßigkeit des Bescheids vom 24. Juli 1955 zunächst darauf

an, ob die Beecheide vom 17. Oktober 1950 und vom 5. Juli
1952 zu Recht in dem Bescheid vom 2 Januar 1956 aufgeho—
ben werden sind und ob des halb — wenn auch mit unrichtiger

Begrundung —
der Beklagte im Ergebnis zu Recht auch in dem“

Bescheidvom24. Juli 1955die Malarianicht mehrals Schä—
digungsfolge berückSichtigt hat. In dem Bescheid vom 2. äanuar

1956 ist der Bescheid vom 24. Juli 1955 jedenfalls insoweit

abgeändert und erweitert werden, als der Beklagte nunmehr fest—
gestellt hat, eine Malaria habe überhaupt nie bestanden, der

Bescheid v0m 2. Januar 1956 ist deshalb Gegenstand des Ver—

fahrens geworden (5 96 SGG) Dieser Bescheid ist in völlem
Umfang und nicht nur, wie das LSG ansenomm.en hat, teilweise

rechtswidrig.

Das LSG hat die Rechtmäßigkeit des Bescheids vom 2. Januar 1956

nur im Hinblick darauf geprüft;‚ ob die Voraussetzungen des @ 41
f- VeerG vor gelegen haben. Es hat insoweit verkannt, daß die Rück—

nahme eines Bescheids nach % 41 VewVG nicht über den Zeitpunkt

des Inkrafttretens dieses Gesetzes, also richt über den 1. April

1955 hinaus zurückwirkt (vgl. BSG SozR Nr. 9 zu 5 41 VeerG).

Da der Beklagte die-Bescheide vom 17._Oktober 1950 und vom
5. Juli 1952 als von Anfang an rechtswidrig zurückgenommen hat,

'hat das LSG zunächst prüfen müssen, ob für die Rechtmäßigkeit

{8-
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des Bescheids vom 2. Januar 1956, soweit dieser Bescheid die
Rücknahme für die Zeit vor dem 1. April 1955 betri ft, etwa
eine andere Rechtsgrundlage bestanden hat;_denn ein Verwel— .

tungsakt, der eine unzutreffende Begründung enthält, kann
auch dann réchtmäßig sein„wenn er auf eine andere Rechts—

verschrift gestützt werden kann; er ist vom Gericht auch

dann als rechtmäßig zu werten, wenn der Beklagte sich nicht

'auf diese Verschrift beruft, sofern nur der Verwaltungsekt
‘dUrch-die‘andere Begründung nicht nach Voraussetzungen, In—

halt und Wirkungen etwas wesentlich anderes wird (BSG?, 8 ff,
12, 15). Für die-Zeit vor dem Inkrafttreten-des VeerG ist

als Rechtsgrundlagefür die RücknahmeArt. 50 Abs. 4 KBLG
_in Verbindungmit 5 84 Abs. ; eve in Betracht gekommen.Die 7

Rücknahme nach dies er Vorschrift is t'jedenfalls nicht an

.engere Voraussetzungen geknüpft gewesen als in 5 41 VeerG.
Der Bescheid vom 2. Januar 195 6 ist jedoch weder nach & 41

VeerG (für die Zeit vom 1. April 1955 an) noch nach Art. 30

Abs° 4 KBLG(für die Zeit vor dem 1; April 1955) rechtmäßig.

Das LSG ist zutreffend davon auSgegangen, daß der Bescheid

vom 2. Januar-1956 mehrere-"Verfügungssätze" enthält, näm—

lich die Rücknahme der BesCheide vom 17; Oktober 1950 und .
' Vom5. Juli 1952, die Feststellung, daB die chronische

Malaria jedenfalls seit 1945 nicht mehr bestehe und zweifelsf-
frei zu Unrecht in den früheren Bescheiden als Schädigunge-

folge anerkannt sei, und den Verzicht auf die Rückforderung

der "zu Unrecht" gezahlten Ver sorgungsbczüge, damit auch

vdie Feststellung, daß Vérsorgungsbczüge auf Grund der aufge—'

hobenen Bescheide zu Unrecht gezahlt worden seien (vgl. BSG ?,

8ff) Es ist nicht grunds°ätz1ich ausgeschlossen, daß in ”
einem Rücknahmebcscheid ein Verfügungssatz eines früheren

Bescheids als rechtmäßig, ein anderer aber als rechtswidrig

angesehenund atigehoben wird;„es ist etwa denkbar, daß dann,
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wenn von mehreren Leiden ein Leiden in einem früheren Bescheid

zweifelsfrei zu Unrecht als Schädigungsfolge anerkannt werden

<ist, der Rücknahmebescheid rechtmäßig ist, soweit die Anerken+
hung dieses Leidens zurückgenommen wird, daß er aber rechts—

widrig ist, soweit die Rente ermäßigt wird, etwa deshalb, weil

nicht zweifelsfrei festzustellen ist, daß die Höhe der Rente

sich ändert, wenn-das zu Unrecht anerkannte Leiden nicht Schä—

digungefolge ist; Jedenfalls ist aber ein Rücknahmebescheid

‘— ganz oder teilweise — nur dann rechtmäßig, wenn außer Zweifel

steht, daß die Verfügungssätze des früheren Eescheids, die zu—
rückgenonmen werden sollen, im Zeitpunkt ihres Erlasses tat—

'sächlich und rechtlich unrichtig gewesen sind° Das LSG hat zu
Unrecht angenommen, die Bescheide vom 17. Oktober 1950 und

vom 50 Juli 4952 seien zweifelsfrei insoweit bei ihrem Erlaß

unrichtig gewesen, als darin "chronische Malaria" als Schädi—

gungsfblge festgestellt werden sei, denn der Kläger habe

zweifelsfrei eine Halaria nie gehabt, die 3ieberanfälle,
an

denen der Kläger ständig leide und die in seine Wehrdienstzeit
zurückreichen, seien zu Unrecht als Mhlaria diagnostiziert

werden„ Ein Bescheid, in dem ein Leiden als Schädigungsfolge
festgestellt werden ist, ist zwar auch dann rechtswidrig, wenn

er auf einer Fehldiag■ose beruht (BSG 10, 72 ff); dies gilt
,aber nur dann, wenn infolge dieser Fehldiagnose ein leiden als
Schädigungsfolge anerkannt werden ist, obwohl außer Zweifel

steht, daß ein Leiden entweder überhaupt nicht bestanden hat

oder daß es, obwohl es bestanden hat, jedenfalls nie Schädigunge—

folge gewesen ist° So ist es aber nach den Feststellungen des

LSG hier nic‘htgewescn° Das LSG hat festgestellt, daß der Klä—

ger ständig an Fieberanfällen leide und daß es durchaus möglich

sei, daß diese Sieberanfälle, auch wenn sie nicht Folge einer

Malaria sind, "auf andere Weise" mit Wehrdienstlichen*Schädigun—

gen zusammenhängen, eine derartige Möglichkeit sei von den Gut-

achtern nicht auszuschließen, auch wenn sie eine positive Diagno—

..’] o-
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se nicht haben stellen können; Damit hat aber das LSG den
BeSchéid vom 2„_ Januar 495 6 nicht nur teilweise, sondern

in vollem Umfang als réchtswidris ansehen müssen° Für die

“__Frage, ob ein Bescheid, in dem ein Leiden als Schädigunge-

folge festgestellt werden ist, bei seinem‚Er laß zwéifels frei\
tatsächlich und rechtlich unrichtig gewesen ist, kommt es
nicht darauf an, ob das Leiden, wenn es bestanden hat, auch
richtig diagnostiziert werden ist Der Beklagte hat in den

Be$cheiden vom_47 Oktober 4950 'ünd von 5, Juli 4952 nicht
'eine ärztliche Diagnose oder eine Leidensbezei „h uns an—

erkannt, sondern einen Leidenszustand (vgl Urteil des BSG

ven 6 April 4960 —44 RV 4300/59 —) Dieser Leidens zusund
ist, wie das LSG festgestellt hat, gekennzeichnet gewesen

_ __durch_die Fieberanfällé,- die der Kläger in den Jahren 4950, gf
4952, 4953 gehabt hat und di_e auch bei Er1aß des Urteils _' '

des LSG noch fort'gedauert haben; Der Beklagte darf zwar die

'Be2éiqhnung eines Leidens ändern; wenn sie auf einer un-
'richtigen Diagnose beruht, er darf aber den Beeeheid, in dem

ein tes ti_mmter Leidenszustand als Schädigungsfolge "aner— '“'

kennt" i*st, nicht Zurücknehmen, solange nicht zv:eifGlsfrei
feststeht, daß dieser Leidenszustand tete u;ChliCh und recht—_

4,1ich Zu Unrecht als Schädigungsfolge festgestellt v.'orden"
‚

.
ist_ Auch nach Art° 30 Abs„' 4 KBLG ergibt sich nichts anderes',

auch nach dieser VOrschrift darf ein "Berichti5ungsbescheid"
dann- nicht erteilt werden, wenn

die Gewährung von Versorgun5

_- aus anderen -Gründen 'als den bisher anerkanhten gerechtfez—

‘, tigt ist, selbst wenn sich die Voraussetzungen der Bescheid—
1erteiluhg als unzutréffénd erweisen (BSG_SozRNr, 7 zu ! t.

—————o—-—.—

——>—- - --.—_

wie das LSG meint,
unriCht

ig ist, sind die Bescheide vom
47 Oktober 4959 und vom 5_. _Juli 4952 nicht rechtswidrig,

°..-—
-..—_.

noch bes tehto_Der Bescheid_vom_2° Januar 4956 und das Urteil

..44... _f_:
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des LSG, das
diesen Bescheid als nur teilweise reChtswidrig an—

gesehen hat, sind sonach aufzuhebena Soweit das Urteil des SGI

den Bescheid von 2° enuar 1956 betrifft, i.st die Berufung des

Beklagten unbegründet und zurückzuweisen° '

Da die Bescheide vom 17„Oktober
195o und

vom 5° Juli 1952

durch den Bescheid vom 2° Januar 1956 nicht rechtswirksam
vzurückgenommen sind, ist auch der Bescheid vom 24. Juli 1955

insoweit rechtswidrig, als der Beklagte in diesem Bescheid

festgestellt hat, eine "Malaria" liege "nie t mehr" vor, die

Rente sei deshalb vom 10 September 1953 an nur noch wegen des

Innenbendschad€ns am linken Knie nach einer MdE um 50 v„H.

zu gewähren° Aueh insoweit ist das LSG zu Unrecht_der Meinung

newesen, der Beklagte habe feststellen dürfen, daß die Hälaria

"nicht mehr" vorliege; das_LSGhat ausdrücklich festgestellt,
daß die Fieberanfälle, die‘in den Bescheiden vom 17. Oktober

1950 und v n 5; Juli 1952 als "chronische "alaria" diagnosti—

ziert und als Schädigungsfolgen festgestellt werden sind, auch

beim Erlaß des Besehéids vom 24„ Juli 1955 noch beste nden ha-

ben, es hat auch Zutreffend ausgeführt, daß die Entscheidung
über deanuSanmenhang dieser Fieberanfälle mit dem Wehrdienst
in den früheren BeScheiden nach 5 85 BVGbindend ist und daß
‘der Beklagte durch$ 86 Abs° } BVG nicht zu einer Rücknahme
dieser Bescheide ermächtigt ist, wenn sich nur die Diagnose

dieses Leidens geändert hat„_Damit hat das LSG aber auch den,
Bescheid vom 24. Juli 1955‚.soweit er mit der Klage angefoch—

ten ist, in vollem Umfang als rechtswidrig ansehen müssen;

auch für die Rechtmäßigkeit dieses Bescheids kommt es nicht

darauf an, ob das Leiden richtig bezeichnet ist, sondern nur
darauf, ob der Leidenszustand, der mit der bisherigen Bezeich—

nung erfaßt ist, sich geändert hat; nach den Feststellungen
des LSG, die für das Bundessozialgericht_bindend sind (% 165,

SGG), ist dies nicht der Fall gewesen. Auf die Revision des

‚a,

”_'—4-.42—
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 42 _

Klägers ist deshalb das Urteil des LSG aufzuheben und die
Berufung des Beklagten gegen dee Urteil des SG zurückzu—

v weisen° Dabei ist aber zu beachten, daß die ".ufhebung"

des Eescheids vom 24. Juli 1955 durch das SG —wie sich

auch aus der Begründung des rteils ergibt — nur den vom
Kläger angefochtenen Teil dieses Bescheids erfaßt; soweit

in dem Ee$eheid auch festgestellt ist, daß &as Knieleiden

des Klägers Schädigungsfolge ist, liegt keine Beschwer

Klägers vor und ist der Bescheid vom Kläger auch nicht
gefochten werden; insoweit hat das SG den Bescheid vom

Juli 4955 auch nicht aufheben wollen‚

p. (nC

#3 |
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..'
>

.

Die EntsCheidung über die Kosten beruht auf_ä 195 SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

